
Dr.-Ing. Grüning (CDU/DA):

Sie hatten 4 % mit 10 Millionen Wählern ...
(Dr. Gysi, PDS: Nein, dreimal 4 %!)

Ich dachte, es sei eine neue Arithmetik der PDS.

(Heiterkeit)

(Dr. Gysi, PDS: Nein, obwohl ich an Führungskaderlehrgän­
gen für Mathematiker nicht teilgenommen habe!)

(Große Heiterkeit und Beifall bei der PDS 
und beim Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als Nächster spricht für die Fraktion der DSU der Abgeordne­
te Walther.

(Große Heiterkeit)

Prof. Dr. Walther für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch zum Besuch 
von Führungskaderschulen im alten, ruhmreichen SED-Regi- 
me, und wenn es zum Beispiel für Mathematiker war, war zuge­
gebenermaßen eine gewisse Qualifikation erforderlich,

(schwacher Beifall bei der DSU)

die nicht unbedingt bei den Führungskadern, die bei der SED ge­
schmiedet wurden, erforderlich war.

Meine Damen und Herren! Ein Wunsch der übergroßen Mehr­
heit unseres gesamten Volkes nähert sich seiner Erfüllung: 
Deutschland erhält wieder ein gemeinsames Parlament. 
Deutschland erhält wieder einen Kanzler.

(Große Heiterkeit bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

Er hieß vor 60 Jahren Reichskanzler, und er wird in Zukunft 
Kanzler aller Deutschen sein,

(Gelächter)

und zwar von allen Deutschen gewählter Kanzler, was Sie uns 
über 40 Jahre vorenthalten haben,

(Heiterkeit)

obwohl wir es wollten. Wir durften nicht wählen. Wir durften den 
Kanzler aller Deutschen nicht wählen.

(Heiterkeit. Platzeck, Bündnis 90/Grüne:
Aber wir lieben ihn alle!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich bitte jetzt um Ruhe, und ich hoffe, daß die Rede auch so ist, 
daß man sie in Ruhe verfolgen kann.

(Große Heiterkeit und Beifall bei SPD, PDS 
und Bündnis 90/Grüne)

Prof. Dr. Walther (DSU):

Herr Präsident! Ich weiß nicht, ob Sie befugt sind, über Inhalte 
von Reden hier zu befinden.

(Beifall, vor allem bei der DSU)

Das zur Diskussion und Abstimmung anstehende Wahlgesetz 
ist von den maßgeblichen Gremien in der Bundesrepublik und in 
unserem Lande in den letzten Tagen intensiv diskutiert worden. 
Es hat in den Medien die Aufmerksamkeit gefunden, die der Be­
deutung dieses Gesetzes entspricht. Es besteht allseits Einigkeit 
darüber, daß es eines solchen Gesetzes bedarf, soll das allseits

angestrebte und von der DSU schon lange geforderte Zu­
sammenwachsen beider deutscher Staaten sich demokratisch 
vollziehen.

Die Schwierigkeiten bei der Erarbeitung des vorliegenden Ge­
setzes samt seinen Anlagen bestanden darin, daß die unter­
schiedlichen und tatsächlichen Verhältnisse in den beiden Staa­
ten zu berücksichtigen waren und eine einheitliche Lösung für 
beide jetzt noch existierende deutsche Staaten gefunden werden 
mußte. Diese Lösung ist gefunden. Kernstück ist dabei der § 53 
des abzuändernden Wahlgesetzes der Bundesrepublik, der die 
Übergangsregelung für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag 
enthält und dabei insbesondere in seinem Abs. 2 festschreibt, 
daß Landeslisten verschiedener Parteien, die in keinem Lande, 
ausgenommen Berlin, nebeneinander Listenwahlvorschläge 
einreichen, durch Erklärung gegenüber dem Bundeswahlleiter 
verbunden werden können.

(Platzeck, Bündnis 90/Grüne:
Das nennt man maßgeschneidert!

Es kommt noch! - Heiterkeit)

Gerade diese Vorschrift bewirkt - und es war auch von uns er­
wartet worden -, daß in einem künftig vom gesamten deutschen 
Volk gewählten Bundestag die Kräfte und Gruppierungen ver­
treten und entsprechend berücksichtigt sind, die die Revolution 
in unserem Lande bewirkt und ausgelöst haben

(Heiterkeit)

und in keiner Westpartei Platz gefunden haben.

(Birthler, Bündnis 90/Grüne: Wen meinen Sie jetzt?)

Nun, das Bündnis 90/Grüne hat ja inzwischen auch einen Part­
ner wohl nicht nur avisiert, sondern gefunden.

Bei den Verhandlungen zur Ausarbeitung dieses Vertrages 
stand die Sorge im Vordergrund, die revolutionären Kräfte, 
wenn ich sie einmal so nennen darf, angemessen zu berücksich­
tigen, das Grundgesetz zu berücksichtigen,

(Dr. Keller, PDS: Ich kriege Gänsehaut!)

dem Demokratieverständnis Rechnung zu tragen und eine Re­
gelung zu finden, um eine Besetzung des Bundestages in 
Deutschland entsprechend dem Wählervotum des deutschen 
Volkes zu erreichen.

Absicht der DSU war und ist es, neben einer demokratischen 
Besetzung des Bundestages insbesondere auch zu erreichen, 
daß die Interessen der Bevölkerung auch der DDR in einem 
künftigen gemeinsamen Parlament entsprechend berücksic> 
tigt werden. Das konnte nur dadurch erreicht und gewährleist*^- 
werden, daß nicht nur die etablierten großen Parteien in der 
Bundesrepublik mit ihren ostdeutschen Brüdern die Chance 
zum Einzug in den Bundestag erhielten, sondern insbesondere 
auch die kleineren und jüngeren Parteien bei uns.

Es wird viel über das Huckepackverfahren gesprochen. Ich se­
he in diesem Huckepackverfahren keineswegs nur eine Begün­
stigung der DSU - im Gegensatz zur Behauptung des sehr rede­
gewandten Herrn Kollegen Gysi. Die Volkskammer, diese Volks­
kammer hat es in wenigen Tagen sogar geschafft, ganze Fraktio­
nen zusammenzunageln, nicht nur Listenverbindungen, ganze 
Fraktionen! Ich darf erinnern: Bündnis 90/Grüne. Ich darf erin­
nern: DBD/DFD. Ich darf erinnern: Liberale (original), Forum­
partei, FDP und LDP, und hinzugenagelt wurde die NDPD. So­
gar ganze Parteien lösen sich in Windeseile auf - ich denke nur 
an die DBD, die LDPD und die NDPD -, nur um irgendwie in die 
Zukunft zu kommen.

Herr Gysi, ich habe auch für Sie eine Empfehlung.

(Gelächter)

Die PDS - oder damals die SED - hat doch in der Bundesrepu­
blik den hervorragenden Partner, die DKP, die uns jahrzehnte-
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